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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
für den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


Entschließung mit der Stellungnahme des Europäischen Parlaments zu dem 
Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
für den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 


angenommen in der Sitzung am 16. Oktober 1973 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis des Vorschlags der Kommission für 
den Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Ge- 
meinschaft (Dok. 182/73), 

vom Rat gemäß Artikel 4 der Entscheidung des 
Rats vom 22. März 1971 über die Verstärkung der 
Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedstaaten konsultiert, 

auf Grund des Programms für die mittelfristige 
Wirtschaftspolitik für den Zeitraum 1971 bis 1975, 
auf Grund der Entschließung des Rats vom 5. De- 
zember 1972 über Maßnahmen zur Inflationsbe- 
kämpfung ^), 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 
11. Oktober 1972 3), 15. Februar 1973 und 9. Mai 
1973, 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Währung (Dok. 191/73), 

in Billigung der beigefügten Stellungnahme des 
Haushaltsausschusses; 

1. wiederholt seine Warnung, daß die anhaltenden, 
raschen Preissteigerungen schwerwiegende Fol- 
gen auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet, 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1971, S. 12 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 133 
vom 23. Dezember 1972, S. 12 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 112 
vom 27. Oktober 1962, S. 27 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 14 
vom 27. März 1973, S. 36 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 37 
vom 4. Juni 1973, S. 45 


aber letzten Endes auch für die Gesellschafts- 
ordnung haben; 

2. stellt fest, daß die konjunkturpolitischen Empfeh- 
lungen des Rats auch im vergangenen Jahr nur 
zum Teil befolgt wurden und daß den wirt- 
schaftspolitischen Zielen nicht in allen Mitglied- 
staaten das gleiche Gewicht zuerkannt wird, so 
daß die Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion, des primären Ziels der Gemein- 
schaft, gefährdet wird; 

3. fordert vom Rat einen Beschluß gemäß Artikel 
235 des Vertrags, mit dem die Entscheidungs- 

i und Exekutivbefugnisse der Gemeinschaftsorgane 
im wirtschaftspolitischen Bereich erweitert und 
verstärkt werden, von der Kommission endlich 
die Vorlage eines Verordnungsentwurfs über die 
Stabilität, das Wirtschaftswachstum, den hohen 
Beschäftigungsstand und das außenwirtschaft- 
liche Gleichgewicht, um damit neben einheit- 
lichen Politiken auch einheitliche Instrumente in 
I der Gemeinschaft zur Verfügung zu haben; 

I 4. ist mit der im Vorschlag für den Jahresbericht 
; über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft ent- 
’ haltenen Analyse der Wirtschaftslage sowie mit 
den konjunkturpolitischen Vorschlägen einver- 
standen; 

5. wünscht jedoch, daß diese Vorschläge in folgen- 
I den Punkten ergänzt oder deutlicher formuliert 
werden; 

— eine strikte Haushalts-, Geld- und Kreditpoli- 
tik ist im allgemeinen unentbehrlich, aber die 
Inflation kann nur dann wirksam bekämpft 
werden, wenn die öffentliche Gewalt außer- 
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dem die Mitverantwortung für die Entwick- 
lung der Preise und der Einkommen über- 
nimmt; 

— eine größere Publizität der Einkommen muß 
angestrebt werden; 

— eine Preisüberwachung, wie sie in der Ent- 
schließung des Rats vom 28. Juni 1973 er- 
wähnt wird, ist jetzt als Ergänzung der haus- 
halts-, geld- und kreditpolitischen Maßnah- 
men erforderlich; 

— da Staat und Sozialpartner zögern, der Infla- 
tion entsdiieden entgegenzutreten, muß man 
erwägen, die Öffentlichkeit für energische 

4) Ziffer VI 


Maßnahmen zu gewinnen, mit denen die Last 
der Inflationsbekämpfung der jeweiligen Be- 
lastungsfähigkeit entsprechend verteilt wird; 
— zu diesem Zweck sollte man in der Gemein- 
schaft gleichzeitig mit der notwendigen Publi- 
zität eine Gemeinschaftsaktion gegen die 
Inflation ankündigen und einleiten, um die 
Inflationspsychose abzubauen; 

6. ist der Ansicht, daß die baldige Rückkehr zu 
einer internationalen Währungsordnung für die 
Preisstabilität von großer Bedeutung ist; 

7. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschlie- 
ßung und die Anlage dem Rat und der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften sowie 
den Parlamenten und Regierungen der Mitglied- 
staaten zu übermitteln. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
17. Dezember 1973 - 1/4 -~680 70-~E- Ja 4/73: 

Der - gemäß Artikel 4 der Entscheidung des Rates über die Verstärkung der Koordinierung der kurzfristigen 
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 22. März 1971 - von 
der Kommission vorgelegte Voschlag für den Jahresbericht, ist nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments vom Rat auf seiner 261. Tagung am 9. November 1973 mit einigen Änderungen gebilligt worden. 

Dieser Jahresbericht über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft soll es gestatten, für 1974 die von jedem 
Mitgliedstaat zu beachtenden Leitlinien fesizusetzen. 

Mit der Billigung des Jahresberichtes kommt der Rat einer Verpflichtung nach, die er im Rahmen der 
Beschlüsse vom 22. März 1971 zur Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion für die erste Stufe 
übernommen hat. 

Die Bundesregierung unterstreicht die Bedeutung des Jahresberichtes für die notwendige Koordinierung 
der Wirtschaftspolitik. 
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Anlage 


Vom Europäischen Pariament gebiiiigte Steilungnahme des Haushaltsausschusses 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT 


1. ist der Ansicht, daß die Mitgliedstaaten in Anbe- 
tracht der gegenseitigen Abhängigkeit ihrer 
Wirtschaft und der Wechselwirkung der in einem 
oder mehreren Mitgliedstaaten getroffenen Maß- 
nahmen darauf hinwirken müssen, daß ihre 
Haushaltspolitik besser aufeinander abgestimmt 
wird und daß die von den Gemeinschaftsorganen 
im Jahresbericht über die Wirtschaftslage der 
Gemeinschaft aufgezeichneten Empfehlungen 
strikter befolgt werden; 

2. ersucht die Kommission und den Rat, in den 
Empfehlungen an die einzelnen Mitgliedstaaten 
so weit wie möglich die in den Ländern übliche 
Terminologie zu verwenden, damit die nationa- 
len Parlamente die Vorschläge ihrer Regierun- 
gen an den Gemeinschaftsempfehlungen unmiß- 
verständlich messen können; 

3. hält es für notwendig, daß entschiedene Fort- 
schritte auf dem Weg zu einer gegenseitigen An- 
gleichung der Haushalte der Mitgliedstaaten ge- 
macht werden; 


, 4. betont, daß rasch Wege gefunden werden müs- 
sen, um auch die drei neuen Mitgliedstaaten 
enger in die Koordinierung der Haushaltspolitik 
einzubeziehen; 

5. ist der Ansicht, daß die Zuwachsrate der öffent- 
lichen Ausgaben nicht höher sein darf als die 
Zuwachsrate des Bruttosozialprodukts; 

6. ist ferner der Ansicht, daß die Steuerpolitik ge- 
meinsam mit der Haushaltspolitik ein sozialpoli- 
tisches Instrument darstellt, das eine Einkom- 
menspolitik ermöglicht, die auf eine gerechtere 
Verteilung ausgerichtet ist; 

7. wünscht, daß es den nationalen Parlamenten 
möglich wird, ihre nationalen Haushaltspläne 
nicht nur unter dem Gesichtspunkt der nationa- 
len Erfordernisse, sondern auch unter dem der 
Erfordernisse der gesamten Gemeinschaft zu 
prüfen. 

Brüssel, den 26. November 1973 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 
Der Präsident 


Brüssel, den 26. November 1973 


Seiner Exzellenz 

dem Bundesminister des Auswärtigen 
Bonn 

Adenauer Allee 99-103 


Herr Bundesminister! 

Gemäß der Entscheidung des Rates vom 22. März 1971 über die Verstärkung 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft darf ich Ihnen den Jahresbericht über die 
Wirtschaftslage der Gemeinschaft übermitteln, der es gestatten soll, für das Jahr 
1974 die wirtschaftspolitischen Leitlinien festzulegen, die jeder Mitgliedstaat zu 
beachten hat. Dieser Bericht wurde vom Rat auf seiner 261. Tagung am 9. Novem- 
ber 1973 verabschiedet. 

Ich darf Sie auf Artikel 5 der vorgenannten Entscheidung aufmerksam 
machen, wonach die Regierungen diesen Bericht ihren Parlamenten zur Kenntnis 
bringen, damit er bei der Haushaltsdebatte berücksichtigt werden kann. 

Ferner erhalten Sie in der Anlage die Stellungnahme des Europäischen Par- 
laments zu diesem Bericht. 

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, den Ausdruck meiner ausgezeichneten 
Hochachtung. 

Anlagen gez. I. Norgaard 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSdChO 7/1466 


Jahresbericht über die Wirtschaftsiage der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 103 und 145, 

gestützt auf die Entschließung des Rates und der 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten vom 
22. März 1971 über die stufenweise Verwirklichung 
der Wirtschafts- und Währungsunion in der Gemein- 
schaft ^), 

gestützt auf die Entscheidung des Rates vom 
22. März 1971 über die Verstärkung der Koordinie- 
rung der kurzfristigen Wirtschaftspolitik der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft“), insbesondere auf Artikel 4, 
auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments — - 

BILLIGT DEN VORLIEGENDEN JAHRESBERICHT 
ÜBER DIE WIRTSCHAFTSLAGE DER GEMEIN- 
SCHAFT, NACH DEM FÜR 1974 DIE WIRT- 
SCHAFTSPOLITISCHEN LEITLINIEN FESTGELEGT 
WERDEN SOLLEN, DIE JEDER MITGLIEDSTAAT 
ZU BEACHTEN HAT. 

Vorbemerkung 

Im Rahmen der Arbeiten zur stufenweisen Errich- 
tung der Wirtschafts- und Währungsunion und ins- 
besondere in Anwendung von Artikel 4 seiner Ent- 
scheidung vom 22. März 1971 über die Verstärkung 
der Koordinierung der kurzfristigen Wirtschaftspoli- 
tik der Mitgliedstaaten verabschiedet der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften im Herbst auf Vor- 
schlag der Kommission nach Anhörung des Euro- 
päischen Parlaments einen Jahresbericht über die 
Wirtschaftslage der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft. Dieser Bericht soll es ermöglichen, die 
wirtschaftspolitischen Leitlinien festzulegen, die 
jeder Mitgliedstaat im folgenden Jahr zu beachten 
hat. Nach Genehmigung durch den Rat bringen ihn 
die Regierungen ihren Parlamenten zur Kenntnis, 
damit er bei deren Haushaltsdebatte berücksichtigt 
werden kann. 

Das vorliegende Dokument ist der dritte nach die- 
sem Verfahren erstellte Jahresbericht. Er erstreckt 
sich erstmalig auf die erweiterte Gemeinschaft. 
Quantitative Leitlinien für die Haushaltspolitik 
konnten jedoch nur für die sechs Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft in ihrer ursprünglichen Zusam- 
mensetzung erstellt werden. Da das Haushaltsjahr 
in den neuen Mitgliedstaaten zeitlich von dem- 
jenigen der anderen Mitgliedstaaten abweicht und 
außerdem Probleme hinsichtlich der Vergleichbar- 
keit ihrer Haushaltsdaten mit denen der übrigen 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 28 
vom 27. März 1971, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1971, S. 12 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . ., S. ... 


Mitgliedstaaten bestehen, enthält dieser Jahres- 
bericht nur qualitative Leitlinien in bezug auf die 
drei Beitrittsländer. Größte Anstrengungen sind 
schon jetzt notwendig, damit diese technischen 
Schwierigkeiten soweit wie möglich vor der Er- 
stellung des nächsten Jahresberichts beseitigt 
werden. 

Anläßlich der Prüfung, die der Rat gemäß Artikel 2 
der Entscheidung vom 22. März 1971 Anfang des 
ersten Vierteljahres 1974 vornimmt, könnten die im 
i vorliegenden Bericht enthaltenen Leitlinien den Er- 
fordernissen der wirtschaftlichen Entwicklung ange- 
paßt werden. 

' I. Die derzeitige Lage und die Aussichten 
A. Derzeitige Lage 

Im letzten Jahresberichü^) hatte sich die Gemein- 
schaft die Dämpfung der inflationären Tendenzen 
i zum Hauptziel der Wirtschaftspolitik gesetzt. Trotz 
der Bemühungen auf der Ebene der Gemeinschaft 
I und der Mitgliedstaaten hat sich der Preisauftrieb in 
den letzten zwölf Monaten noch beschleunigt; seine 
Jahresrate beträgt zur Zeit je nach Land zwischen 6 
und 11 V. H. gegenüber 5,5 bis 8 v. H. im Vorjahr. 
Diese alarmierende Entwicklung ist sowohl auf ex- 
terne als auch auf interne Faktoren zurückzuführen. 

1. Internationaler Rahmen 

Zum ersten Mal seit langer Zeit ist in allen Indu- 
strieländern der Welt gleichzeitig ein kräftiger Wirt- 
schaftsaufschwung festzustellen. Von den Vereinig- 
ten Staaten, Kanada, Japan und den europäischen 
Ländern gehen lebhafte Impulse auf die Weltkon- 
junktur aus, die sich in einer starken Zunahme des 
Waren- und Dienstleistungsverkehrs niederschlagen. 
Die gleichlaufende Wirtschaftsexpansion hat Ketten- 
reaktionen ausgelöst, die nicht nur dazu führten, 
daß die optimistischsten Vorausschätzungen in be- 
zug auf das Wirtschaftswachstum oft sogar noch 
übertroffen wurden, sondern die auch die inflatio- 
I nären Tendenzen verstärkt haben. Außerdem ver- 
schärften die unsichere Währungslage, bestimmte 
Verknappungserscheinungen, vor allem bei Agrar- 
erzeugnissen, und die Spekulation auf den Rohstoff- 
: märkten den Preisauftrieb. 

I In den letzten Jahren hat die internationale Liquidi- 
I tät erheblich zugenommen. Nach den Berechnungen 
i des Internationalen Währungsfonds sind die Brutto- 
I Währungsreserven der Zentralbanken zwischen An- 
fang 1970 und Mitte 1973 von 77,8 Milliarden SZR 
auf rund 150 Milliarden SZR gestiegen und haben 
somit zu einer starken Ausweitung der Geldmenge 
in den meisten Industrieländern beigetragen. Außer- 
dem halten Banken und multinationale Unternehmen 
in erheblichem Umfang internationale Liquidität, 
was zahlreiche Risiken für die monetäre Stabilität 
mit sich bringt. 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 133 
vom 23. Dezember 1972, S. 1 


5 



Drucksache 7/1466 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Angesichts der sich zu Jahresbeginn wiederholen- 
den Krisen auf den Devisenmärkten hat der Rat der 
Europäischen Gemeinschaften beschlossen, daß die 
Zentralbanken der Staaten der Gemeinschaft vom 
19. März 1973 an auf den Devisenmärkten nicht 
mehr zur Aufrechterhaltung der Bandbreite des 
Dollars der Vereinigten Staaten zu intervenieren 
brauchen, während sechs Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft kurzfristig eine Abweichung von höch- 
stens 2,25 V. H. zwischen den Paritäten ihrer Wäh- 
rungen aufrechterhalten (vgl. Schaubild und Tabelle 
im Anhang). 

Seit Anfang 1973 hat sich der Welthandel in beson- 
ders raschem Tempo entwickelt. Für das gesamte 
Jahr dürfte der Anstieg der Welteinfuhren real 
rund 13v. H. erreichen. 

Welthandel 

(Zunahme gegenüber dem Vorjahr in v. H.) 



Nominal (in SZR) 

Real 

1968 

11,5 

12,5 

1969 

13,5 

10,5 

1970 

14,5 

9,0 

1971 

9,0 

6,0 

1972 

11,5 

8,5 

1973 5) 

18,5 

13,0 


5) Schätzungen der Dienststellen der Kommission 

Nach einem Rückgang in den Jahren 1963 bis 1967 
ist bei den Rohstoffpreisen eine Aufwärtsbewegung 
zu verzeichnen, die 1971 zum Stillstand kam, sich 
seit 1972 aber wieder beschleunigt hat. Mitte 1973 
erreichte ihre Jahreswachstumsrate nach dem 
Moody-Index 43 v. H., nach dem HWA-Index 61 
V. H. und nach dem Reuter-Index 89 v. H. Mehrere 
Faktoren trugen zu dieser Hausse bei: die Aus- 
weitung der Weltnachfrage und die oft spekulative 
Auffüllung der Lagerbestände, die Bildung von 
Gruppierungen von Erzeugern und Exporteuren, 
bewußte, abgestimmte Produktionseinschränkungen 
zur Wahrung des Preisniveaus, Versorgungsschwie- 
rigkeiten oder sogar Verknappung, vor allem bei 
einigen tierischen Erzeugnissen und seit kurzem 
auch bei Getreide, und schließlich die Minder- 
bewertung des Dollars und des Pfunds Sterling. 


Ferner haben sich in den Industrieländern im Zu- 
sammenhang mit den allgemeinen Inflationsten- 
denzen die Ausfuhren verarbeiteter Erzeugnisse 
erheblich verteuert. Dies gilt vor allem für die 
Länder, deren Währung niedriger bewertet worden 
ist. 

2. Die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

Im ersten Halbjahr 1973 hat sich die Wirtschafts- 
I tätigkeit in der gesamten Gemeinschaft sehr rasch 
; ausgeweitet; die Produktionskapazitäten erreichten 
einen hohen Auslastungsgrad, der oft zu längeren 
Lieferfristen führte. 

Die Ausfuhren der Gemeinschaft nach den Nichtmit- 
gliedsländern sind rasch angestiegen. Zwar zeigen 
‘ die Ausfuhren nach den USA eine Tendenz zur 
Stabilisierung. Diese wird jedoch durch die be- 
schleunigte Ausweitung der Ausfuhren nach den 
übrigen europäischen Ländern und nach den Ent- 
wicklungsländern mehr als ausgeglichen. Außerdem 
gehen vom innergemeinschaftlichen Handel, der 
i durch die am 1. April 1973 erfolgte 20prozentige 
! Senkung der Zölle zwischen den sechs Ländern der 
ursprünglichen Gemeinschaft und den drei neuen 
I Mitgliedsländern stimuliert wurde, weiter sehr leb- 
I hafte Impulse auf die Wirtschaftstätigkeit aus. 

. Die Inlandsnachfrage hat sich weiter gefestigt. Der 
I private Verbrauch wurde durch eine starke Zu- 
I nähme der verfügbaren Einkommen und in einigen 
j Ländern durch eine nachlassende Sparneigung 
stimuliert. Nach den Ergebnissen der beiden letzten 
EG-Unternehmerbefragungen in der Industrie 
neigen die Unternehmer dazu, ihre Investitionspro- 
gramme nach oben zu revidieren. Außerdem sind 
sie in Erwartung neuerlicher Erhöhungen der Welt- 
marktpreise bestrebt, ihre Rohstofflager möglichst 
rasch aufzufüllen. Im Wohnungsbau haben sich bis- 
her der Zinsanstieg und die Kreditbeschränkungen 
kaum ausgewirkt. 

Während die Zunahme der öffentlichen Investitio- 
nen in einigen Ländern, vor allem in Dänemark, in 
der Bundesrepublik Deutschland und in der BLWU, 
durch restriktive Maßnahmen der Behörden ge- 
bremst wurde, hat der öffentliche Verbrauch vor 


Entwicklung des Bruttosozialprodukts 

(Reale Jahreswachstumsraten in v. H.) 


1965 

Land bis 



1970 

1971 

1972 

1973 6) 

Dänemark 

4,5 

3,7 

4,7 

5,5^ 

Bundesrepublik Deutschland 

4,7 

2,8 

2,9 

6,2 

Frankreich 

5,8 

5,0 

5,4 

6,2 

Irland 

4,5 

3,1 

3,0 

5,5 

Italien 

5,9 

1,6 

3,2 

5,2 

Niederlande 

5,6 

4,3 

4,2 

4,8 

Belgien 

4,8 

3,7 

4,9 

5,8 

Luxemburg 

3,6 

0,7 

3,5 

6,8 

Vereinigtes Königreich 

2,4 

1,6 

2,5 

6,8 

Erweiterte Gemeinschaft 

4,7 

3,0 

3,6 

6,0 


ö) Schätzungen der Dienststellen der Kommission 
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allem infolge von Gehaltserhöhungen weiter rasch 
zugenommen. 

In allen Gemeinschaftsländern ist die Beschäfti- 
gungsquote gestiegen. Der Mangel an Arbeitskräf- 
ten, vor allem an Facharbeitern, hat sich in den 
meisten Mitgliedsländern verschärft. Es ist jedoch 
bemerkenswert, daß die Arbeitslosenzahl in den 
meisten Ländern über dem Tiefstand liegt, der in 
früheren Phasen der Hochkonjunktur zu beobach- 
ten war. Dies ist ein Beweis für die mangelnde 
regionale oder berufliche Anpassung des Angebots 
an die Nachfrage. Außerdem zögern die Unterneh- 
mer bei der Einstellung zusätzlichen Personals, des- 
sen Abbau sich bei einem Konjunkturumschwung 
schwierig erweisen könnte. In Italien und besonders 
in Irland ist der Prozentsatz der Arbeitslosigkeit 
nach wie vor am höchsten. Vor allem in diesen 
beiden Ländern sind die Beschäftigungsprobleme im 
wesentlichen struktureller Natur. 

Die Beschleunigung des Preisauftriebs, die in den 
Mitgliedsländern im zweiten Halbjahr 1972 festzu- 
stellen war, verstärkte sich in der ersten Jahres- 
hälfte 1973 in den meisten dieser Länder. Das Tempo 
ist in der gesamten Gemeinschaft um so besorgnis- 
erregender, als die saisonbedingte Beruhigung in 
der Entwicklung der Agrarpreise Mitte des Jahres 
nur teilweise auf die Einzelhandelspreise durchge- 
schlagen hat und die Kosten je Produktionseinheit 
keinerlei Anzeichen einer Verlangsamung erkennen 
lassen. Außerdem ist in den meisten Ländern der 
Anstieg der Erzeugerpreise und der Großhandels- 
preise für gewerbliche Erzeugnisse rascher als die 
Zunahme der Verbraucherpreise. 


1 B. Durchführung der Entschließungen des Rates 
I über Maßnahmen zur Inflationsbekämpfung 

, Die auf der Ebene der Gemeinschaft und der Mit- 
i gliedstaaten zu ergreifenden Maßnahmen zur In- 
i flationsbekämpfung wurden in den Entschließungen 
; des Rates vom 5. Dezember 1972®) und vom 14. Sep- 
I tember 1973^®) festgelegt. Wenn auch die erhofften 
Resultate nicht immer eingetreten sind, so können 
I bei der Anwendung der verschiedenen konjunktur- 
politischen Instrumente seit kurzem doch beachtens- 
werte Fortschritte festgestellt werden. 

Im Bereich der Geld- und Kreditpolitik hat sich in 
den meisten Mitgliedstaaten die schon Ende 1972 
^ sehr rasche Zunahme der Geldversorgung Anfang 
1973 noch beschleunigt, und zwar vor allem unter 
I dem Einfluß erheblicher Zuflüsse von Auslands- 
kapital und trotz der restriktiven Maßnahmen, die 
von den Behörden getroffen wurden, um die Wir- 
kung dieser Zuflüsse auf die inländische Liquidität 
zu neutralisieren. Die Liquiditätsausweitung hat sich 
jedoch gegen Jahresmitte dank der Beschränkung 
der Bankkredite und in einigen Ländern auch auf 
Grund eines Bremseffekts, der von den Kassentrans- 
aktionen der öffentlichen Verwaltung ausging, ver- 
' langsamt. 

Die restriktiven Maßnahmen führten zu einer deut- 
lichen Verteuerung der Kredite, vor allem im Be- 
reich der kurzfristigen Kredite. In allen Ländern 
I haben die Zentralbanken ihre Diskontsätze deutlich 
angehoben, insbesondere seit der Ratstagung vom 
28. Juni 1973. Die Zinssätze für Sparkonten wurden 
erhöht. Um das Sparen attraktiver zu gestalten, sind 


V erbraucherpreise 


(Zunahme in v. H.) 



Dezember 

Juni 1971 bis 

Dezember 

Juni 1972 bis 

Dezember 

Juli 1971 



1970 bis 

Dezember 

1971 bis 

Dezember 

1972 bis 

bis Juli 

Juli 1972 bis 


Juni 1971 

1971 

Juni 1972 

1972 

Juni 1973 

1972 

Juli 1973 

Dänemark 

Bundesrepublik 

3,0 

2,6 

3,7 

3,3 

5,3 

6,5 

8,8^) 

Deutschland 

3,6 

2,1 

3,3 

3,1 

4,6 

5,6 

7,2 

Frankreich 

3,1 

2,8 

2,8 

4,1 

3,2 

6,0 

7,4 

Irland 

4,4 

4,0 

3,8 

4,3 

7,1 

8,0 

10,0 S) 

Italien 

2,1 

2,4 

2,9 

4,4 

6,9 

5,5 

11,2 

Niederlande 

5,0 

3,2 

4,4 

3,3 

4,8 

7,3 

8,4 

Belgien 

2,7 

2,8 

2,7 

3,7 

3,2 

5,6 

6,6 

Luxemburg 

Vereinigtes 

3,3 

2,1 

2,7 

3,1 

3,5 

5,7 

5,7 

Königreich 6,4 

7) Auf Basis der Quartalindizes 

8) Juni 

2,5 

3,5 

4,0 

5,1 

5,8 

9,4 


Da die Einfuhren durch die kräftige Inlandsnach- 
frage stimuliert und die Ausfuhren häufig durch 
eine mangelnde Angebotselastizität gebremst wur- 
den, tendierte die Handelsbilanz der Gemeinschaft 
im ersten Halbjahr zu einer Verschlechterung. Nur 
in den Niederlanden und vor allem in der Bundes- 
republik Deutschland war eine Zunahme der Han- 
delsbilanzüberschüsse festzustellen. 


außerdem in mehreren Ländern steuerliche Maßnah- 
men getroffen worden oder werden zur Zeit noch 
geprüft. 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 133 
vom 23. Dezember 1972, S. 12 
1^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 75 
vom 19. September 1973, S. 1 
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Entwicklung der Primär-Liquidität (M 1) und der Geldversorgung (M 2) 

(Zunahme gegenüber dem Vorjahr in v. H.) 


Zeitraum 

Belgien 

Dänemark 

Bundesrepublik 

Deutschland 

Frankreich 

Irland 

Italien 

Niederlande 

Vereinigtes 

Königreich 


M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

M 1 

M 2 

1972 

März 

12,2 

14,5 

14,2 

12,0 

14,9 

13,3 

12,1 

18,0 



19,0 

18,9 

18,1 

9,4 


12,3 

Juni 

13,5 

16,0 

16,1 

13,2 

14,3 

13,9 

13,1 

19,2 

12,2 

14,7 

17,7 

18,5 

17,8 

11,6 


21,1 

September 

11,5 

15,5 

13,4 

12,8 

14,0 

15,6 

15,2 

20,2 

16,7 

17,2 

16,7 

17,8 

20,8 

12,1 


24,1 

Dezember 

14,0 

17,6 

17,1 

15,1 

14,4 

16,9 

14,9 

18,6 

16,0 

18,2 

17 , 31 *) 18,211) 

17,6 

11,9 

13,7 

25,3 

1973 

Januar 

12,8 

16,6 

15,8 

14,2 

12,2 

16,7 

13,0 

17,1 

17,9 

21,0 

18,4 

18,8 

17,6 

14,8 

13,5 

25,5 

Februar 

15,2 

17,6 

14,1 

14,4 

12,1 

18,2 

12,4 

15,9 

14,9 

21,4 

18,0 

18,5 

17,8 

15,7 

13,5 

29,8 

März 

15,1 

18,4 

11,6 

12,9 

13,6 

20,3 

10,5 

14,7 

14,1 

23,6 

17,8 

18,5 

16,1 

16,3 

11,4 

28,1 

April 

14,7 

17,9 

12,0 

13,1 

11,6 

20,2 

13,2 

16,7 

12,1 

23,0 

18,2 

18,5 

15,3 

16,9 

12,1 

25,7 

Mai 

14,7 

17,2 

13,3 

14,2 

8,4 

21,0 

13,2 

16,3 

12,4 

22,1 

20,1 

19,4 

12,7 

16,8 

10,8 

24,3 

Juni 

12,6 

16,0 

14,2 

14,7 

5,7 

18,0 

10,8 

13,8 

12,6 

21,7 

21,7 

20,3 

9,3 

15,1 

9,6 

22,7 

Juli 



13,7 

14,1 

3,1 

16,4 



12,2 

21,3 





11,9 

24,8 


11) um die Auswirkungen der Bankenstreiks korrigiert 


CO 
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Dem erheblichen Geldzustrom aus dem Ausland 
wurde in den letzten Monaten Einhalt geboten. Die 
Maßnahmen zur Regulierung der internationalen 
Finanzströme sowie die Entscheidung des Rates, mit 
der die Zentralbanken ermächtigt wurden, den 
Dollarkurs nicht mehr zu stützen, haben hierbei 
eine wichtige Rolle gespielt. 

Bei den öffentlichen Finanzen läßt die Entwicklung 
der Ausgaben des Zentralstaates in den von der Ent- 
schließung vom 5. Dezember 1972 voll betroffenen 
Ländern vermuten, daß ihre Zuwachsraten für 1973 
deutlich über den vom Rat in Ziffer V der Ent- 
schließung festgesetzten Orientierungsdaten liegen 
werden. 


I und seit dem 1. Mai wurde der Futterpreis in mehre- 
ren Mitgliedstaaten gesenkt. 

■ Auch auf dem Gebiet des Wettbewerbs wurden von 
: einzelstaatlicher und von gemeinschaftlicher Seite 
zahlreiche Initiativen ergriffen, doch werden sich 
ihre Wirkungen auf die Preise erst längerfristig 
zeigen. In Anwendung der Artikel 85 und 86 des 
Vertrags von Rom hat die Kommission unter ande- 
rem in den Bereichen Zement, Zucker und Kali- 
dünger interveniert. 

Dem Rat liegen zur Zeit verschiedene Vorschläge 
der Kommission, insbesondere in bezug auf die vor- 
herige Kontrolle von Unternehmenszusammen- 
schlüssen und zur Erleichterung des innergemein- 


Zuwachsrate der Haushaltsausgaben und -einnahmen des Zentralstaates 

(Januar bis Juni) 

Ausgaben Einnahmen 


Dänemark 

1972 

1971 

1973 

1972 

17,0 

1972 

1971 

1973 
1972 
” 22,0 

Bundesrepublik Deutschland 

11,5 

9,0 

11,0 

14,0 

Frankreich 

9,9 

13,5 

14,1 

12,1 

Irland 


16,6 


14,4 

Italien 

14,3 

25,0 

15,8 

3,4 

Niederlande 

16,0 

15,1 

19,3 

13,3 

Belgien 

21,1 

14,5 

7,4 

14,0 

Luxemburg 

16,7 

14,1 

12,0 

20,0 

Vereinigtes Königreich 

14,9 

16,3 

10,4 

8,4 

1-) Für 1971 liegen keine Zahlen vor. 

13) Schätzungen der Ergebnisse für Bund und Länder insgesamt 

14) Haushaltstransaktionen, Kassensituation 

15) Kassentransaktionen, ohne Unterscheidung des Haushaltsjahres, ohne den Rijkswegenfonds 
i<») Haushaltstransaktionen, ordentlicher und außerordentlicher Haushalt 

17) Kassentransaktionen, ohne Unterscheidung des Haushaltsjahres, ordentlicher und außerordentlicher Haushalt 


Doch wird der Nettofinanzierungssaldo außer in 
Italien und Belgien eindeutig unter dem ursprüng- 
lich vorgesehenen Betrag liegen; dies gilt auch für 
Frankreich, wenn man von den Auswirkungen der 
Mehrwertsteuersenkung absieht. Der starke Anstieg 
der Steuereinnahmen, der zum großen Teil infla- 
tionären Ursprungs ist, wird in dieser Hinsicht das 
bestimmende Element sein. 

Die monetäre Finanzierung des Defizits konnte in 
den Ländern vermieden werden, in denen eine 
solche Politik empfohlen worden war. 

Die Vorkehrungen zur Preisüberwachung wurden 
erheblich verstärkt, vor allem in den Ländern, wie 
zum Beispiel dem Vereinigten Königreich, Irland 
und Italien, in denen die Maßnahmen zur Dämpfung 
der Expansion der Gesamtnachfrage sich in engen 
Grenzen hielten, 

Die gemeinsame Agrarpolitik hat im Rahmen der 
Entschließungen des Rates beigetragen zu den Maß- 
nahmen zur Inflationsbekämpfung: Bis Mitte Sep- 
tember 1973 wurden die Zölle für Rindfleisch um 
50 V. H. gesenkt und die Zölle für die Einfuhr von 
Mastkälbern ausgesetzt; auch wurden die Einfuhr- 
beschränkungen für Kartoffeln vom 4. Dezember 
1972 bis 15. Februar 1973 aufgehoben; die Butter- 
bestände wurden zu ermäßigtem Preis abgebaut, 


schaftlichen Handels mit bestimmten Erzeugnissen 
vor. 

Im Bereich der öffentlichen Arbeiten wurde der Be- 
ratende Ausschuß für öffentliche Bauaufträge ein- 
gesetzt. Schließlich wurde dem Rat ein Vorschlag 
der Kommission zur Koordinierung der Verfahren 
für die Vergabe öffentlicher Lieferaufträge unter- 
breitet. 

C. Die Aussichten für 1974 

Die Entwicklungsaussichten für 1974 lassen keine 
grundlegenden Änderungen in der Weltkonjunktur 
erwarten, Zwar ist eine gewisse Verlangsamung 
des realen Wirtschaftswachstums in den meisten 
I Industriestaaten wahrscheinlich, doch handelt es sich 
dabei im wesentlichen um eine normale Reaktion 
nach einer Phase starker Expansion, die zu einer 
weitgehenden Ausnutzung des freien Kapazitäts- 
spielraums geführt hat. Das Inflationsproblem wird 
nichts von seiner Schärfe verlieren. 

I 

1. Aussichten für die Weltwirtschaft 

Aller Voraussicht nach dürfte sich wegen einer 
weniger dynamischen Entwicklung der Konjunktur 
in den USA, Kanada und im größten Teil der euro- 
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päischen Länder eine allmähliche Beruhigung im 
Welthandel ergeben. Aus diesem Grunde könnte sich 
ab Ende 1973 die Ausweitung der Importnachfrage 
in den Industrieländern verlangsamen. In den Ent- 
wicklungsländern dürfte dagegen die Importneigung 
lebhaft bleiben, zumal ihre Devisenreserven weiter 
zugenommen haben. Doch muß berücksichtigt wer- 
den, daß diese Länder einen größeren Teil ihrer 
Kaufkraft für den Erwerb von Nahrungsmitteln, 
deren Preise sehr stark angezogen haben, verwen- 
den müssen. Außerdem dürfte 1974, selbst wenn 
sich der Anstieg der Weltmarktpreise merklich ab- 
schwächen sollte und sogar Preisanpassungen nach 
unten erfolgten, die Verteuerung der Fertigwaren 
anhalten. Die Ausweitung des Welthandels könnte 
im übrigen eng mit der Entwicklung der Wechsel- 
kursrelationen zwischen den Industrieländern sowie 
mit dem Verlauf der in diesem Herbst aufgenomme- 
nen Handelsgespräche verknüpft sein. Durch schwer- 
wiegende Ungleichgewichte in den internationalen 
Währungsbeziehungen und einseitige Maßnahmen 
einzelner Länder gegen Verknappungserscheinun- 
gen auf ihrem Binnenmarkt, die die Schwierigkeiten 
auf den Märkten der Partnerländer noch vergrößern 
würden, könnten die protektionistischen Tendenzen 
nur verstärkt und die internationalen Handels- 
beziehungen belastet werden. 

2. Aussichten für die Konjunkturentwicklung in der 
Gemeinschaft 

Nach einem Jahr außergewöhnlichen Wachstums 
wird die Ausweitung der Wirtschaft auch 1974 leb- 
haft bleiben. 

Die Entwicklung des Welthandels und die relative 
Höherbewertung der Währungen der meisten Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft lassen eine gewisse 
Dämpfung der Ausweitung der Ausfuhren in die 
Nichtmitgliedsländer erwarten. Dagegen dürfte sich 
die Expansion des innergemeinschaftlichen Handels 
kaum verlangsamen. Sie wird übrigens durch die 
für den 1. Januar 1974 vorgesehene weitere 20pro- 
zentige Senkung der Zölle bei der Einfuhr von 
gewerblichen Erzeugnissen im Handel zwischen den 
Ländern der ursprünglichen Gemeinschaft und den 
Beitrittsländern noch stimuliert werden. Mit stärker 
werdendem internationalen Wettbewerb zugunsten 
der Länder, deren Währung niedriger bewertet 
wurde, werden sich die Änderungen der Wechsel- 
kurse auf die Marktanteile auswirken. 

Eine gewisse Beruhigung könnte 1974 in der Ex- 
pansion der inländischen Nachfrage eintreten. Hier- 
für werden vor allem die Vorratsentwicklung und, 
soweit die Regierungen eine strikte Haushaltspolitik 
befolgen, die öffentlichen Ausgaben maßgeblich 
sein. Dagegen werden die privaten Konsumaus- 
gaben, die durch das anhaltende Wachstum der ver- 
fügbaren Einkommen stimuliert werden, sowie die 
Investitionsausgaben der Unternehmen nur wenig 
an Dynamik verlieren. 

Die Entwicklung des inländischen Angebots in der 
Gemeinschaft insgesamt wird weitgehend von der 
Ausweitung der Kapazitäten und den Produktivi- 
tätsfortschritten abhängen. Das reale Bruttosozial- 


produkt dürfte um 4,5 v. H. gegenüber 6 v. H. im 
Jahre 1973 steigen. Für Italien wird eine Beschleuni- 
gung des Wirtschaftswachstums und für Frankreich 
und Irland eine Stabilisierung der Wachstumsraten 
auf hohem Niveau erwartet. Dagegen dürfte sich in 
den anderen Ländern und ganz besonders in der 
Bundesrepublik Deutschland und im Vereinigten 
Königreich eine Verlangsamung der Wirtschafts- 
tätigkeit ergeben. Die Beschäftigungszahlen dürften 
weiter steigen, und die durchschnittlichen Arbeits- 
losenquoten dürften zurückgehen. Das inländische 
Angebot wird unzureichend sein, um eine durch- 
greifende Verminderung der inflationären Span- 
nungen zu gewährleisten. 

Wenn somit die Aussichten für die Produktion und 
die Beschäftigung recht zufriedenstellend sind, bie- 
ten doch die Kosten- und Preissteigerungen weiter- 
hin Anlaß zu großen Sorgen. 

3, Hauptprobleme der Konjunkturpolitik 

Die Befürchtungen, die im letzten Jahresbericht 
über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft hinsicht- 
lich der Gefahr einer Verstärkung der Inflationsten- 
denzen im Zusammenhang mit einer beschleunigten 
Ausweitung der Nachfrage aufgezeigt wurden, 
haben sich voll bestätigt. 

Die wirtschaftlichen, sozialen und politischen Ge- 
fahren, die sich vor allem längerfristig aus dieser 
Entwicklung ergeben, sind außerordentlich groß. Die 
inflationsbedingte Erosion der Kaufkraft setzt die 
wirtschaftlichen und monetären Steuerungsmecha- 
nismen außer Kraft und führt zu einer falschen Ver- 
teilung der Ressourcen und strukturellen Verzer- 
rungen zwischen verschiedenen Regionen, Branchen 
und Berufsgruppen. Die Inflation beeinträchtigt die 
Befriedigung wichtiger kollektiver Bedürfnisse (zum 
Beispiel im Bereich des Gesundheits-, Unterrichts- 
und Verkehrswesens sowie des Umweltschutzes), 
die im allgemeinen von starken Preiserhöhungen 
besonders stark in Mitleidenschaft gezogen werden. 
Sie engt sehr wesentlich die Aktionsmarge der wirt- 
schaftspolitischen Instanzen ein, Vollbeschäftigung 
und Wirtschaftswachstum dauerhaft zu gewähr- 
leisten. Sie verfälscht die Einkommens- und Ver- 
mögensverteilung zum Nachteil der sozial und wirt- 
schaftlich schwächsten Gruppen, die sich gegen 
Preissteigerungen am schwersten absichern können 
und bei denen sich der Kaufkraftschwund besonders 
fühlbar auf ihren Lebensstandard auswirkt. Sie ver- 
stärkt vor allem auch die Spannungen zwischen den 
sozialen Gruppen, die sich in den Bemühungen um 
einen Einkommensausgleich für vermeintliche oder 
echte Kaufkraftverluste in ihren Einkommens- und 
Preisforderungen gegenseitig hochsteigern, was 
häufig zu Lasten der am wenigsten geschützten Ein- 
kommensempfänger geht. 

Eine anhaltende Inflation könnte überdies zur 
Quelle neuer Divergenzen zwischen den Mitglied- 
staaten in der Preis- und Kostenentwicklung werden 
und zu unterschiedlichen Reaktionen in der Wirt- 
schaftspolitik führen, durch die der erreichte Inte- 
grationsstand in Frage gestellt zu werden droht. Sie 
wird somit zu einer schweren Belastung für die Ziele 
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und den Aufbau der Wirtschafts- und Währungs- 
union, in der Wirtschaftswachstum, Vollbeschäfti- 
gung und Stabilität gleichzeitig und gleichrangig 
erreicht werden sollen. 

Zwar liegen die Ursachen für die Inflation zum Teil 
außerhalb der Gemeinschaft, doch haben sich auch 
die gemeinschaftsinternen Ursachen in den einzel- 
nen Mitgliedstaaten fühlbar verstärkt. Insbeson- 
dere haben sich inflationäre Verhaltensweisen 
weiter eingebürgert, wodurch die üblichen volks- 
wirtschaftlichen Beziehungen von Ursachen und 
Wirkungen zumindest kurzfristig gestört werden. 
So führen Preissteigerungen nicht notwendigerweise 
mehr zu einer Verlangsamung der Nachfrage, son- 
dern beschleunigen diese häufig sogar noch, weil 
Käufer neue Preissteigerungen antizipieren, und 
lösen neue Einkommensforderungen aus, wodurch 
die Preisspirale weiter im Gange gehalten wird. 
Andererseits ist aufgrund der Gewöhnung an einen 
hohen Zuwachs der Nominaleinkommen bei einer 
Verlangsamung des Preisauftriebs eine Mäßigung 
der Einkommensforderungen nur schwer zu er- 
reichen. 


II. Die Leitlinien für die Wirtschaftspolitik 
A. Aiigemeine Leitlinien 

Die Inflation hat ein solches Ausmaß erreicht, daß 
die Rückkehr zu einer gleichgewichtigeren Entwick- 
lung nur noch schrittweise erfolgen könnte: Beendi- 
gung der Beschleunigung, Verlangsamung der Auf- 
wärtstendenzen, Rückkehr zu einer zufriedenstellen- 
den Preisentwicklung. Der Abbau der inflationären 
Spannungen wird daher 1974 mehr denn je Haupt- 
ziel der Wirtschaftspolitik der Gemeinschaft bleiben 
müssen. Alle wirtschaftspolitischen Maßnahmen 
müssen entsprechend den Entschließungen des Rates 
vom 5. Dezember 1972 und vom 14. September 1973 
auf die Verwirklichung dieses Ziels hin ausgerichtet 
werden. 

Die derzeitigen Inflationstendenzen können nur 
durch anhaltende Anstrengungen unter Kontrolle 
gebracht werden, die an alle wirtschaftspolitischen 
Instanzen große Anforderungen stellen. Angesichts 
der starken wirtschaftlichen Interdependenz der 
Mitgliedstaaten wird der Inflationsbekämpfung nur 
dann ein nachhaltiger Erfolg beschieden sein, wenn 
alle Mitgliedstaaten gleichzeitig und mit der not- 
wendigen Energie dieses Ziel verfolgen. Dies setzt 
innerhalb der Gemeinschaft eine weitgehende Über- 
einstimmung der getroffenen Maßnahmen und eine 
hinreichende Solidarität voraus, damit die sich für 
die einzelnen Länder ergebenden Schwierigkeiten 
auf ein Minimum reduziert werden. Dabei ergeben 
sich vielschichtige Probleme, weil bei der Anwen- 
dung der wirtschaftspolitischen Instrumente jeweils 
der besonderen Lage eines jeden Landes, insbeson- 
dere seiner wirtschaftlichen, sozialen und regionalen 
Struktur Rechnung getragen werden muß. 

Der Einsatz der verschiedenen Instrumente, insbe- 
sondere der Geld- und Kreditpolitik und der Haus- 


haltspolitik, muß sorgfältig aufeinander abgestimmt 
werden, wobei auch die internationalen Rückwir- 
kungen zu beachten sind. Maßnahmen zur Bremsung 
der Gesamtnachfrage müssen mit selektiven Ein- 
griffen in Bereichen, die besonders starke Inflations- 
herde darstellen, gekoppelt werden. Kurz- und 
mittelfristige Prioritäten sind aufeinander abzu- 
stimmen und sorgfältig gegeneinander abzuwägen. 
Dabei heißt die Alternative nicht Wachstum oder 
Stabilität, sondern es geht darum, durch eine schritt- 
weise Rückführung des Preisanstiegs auf eine akzep- 
tablere Preisentwicklung die Grundlagen für ein 
dauerhaftes Wirtschaftswachstum, einen befriedi- 
genden Anstieg der Realeinkommen und eine ange- 
messene Hebung des Lebensstandards aller Bevöl- 
kerungsschichten zu sichern. Die Inflationsbekämp- 
fung ist darüber hinaus auch notwendig, damit 
wieder zwischen allen Mitgliedstaaten feste Wech- 
selkursbeziehungen hergestellt werden und das 
Vereinigte Königreich, Irland und Italien wieder 
voll an den Währungsmechanismen der Gemein- 
schaft teilnehmen können. 

Der Kampf gegen die Inflation wird um so erfolg- 
reicher sein, je mehr er sich auf eine möglichst 
große Solidarität zwischen den verschiedenen Be- 
völkerungsgruppen, den verschiedenen Regionen 
und zwischen den Partnerländern stützen kann. Es 
ist daher eine angemessene Verteilung der mit der 
Stabilisierungspolitik zumindest kurzfristig ver- 
bundenen Lasten anzustreben, bei der soweit mög- 
lich die Bevölkerungsschichten mit niedrigem Ein- 
kommen geschützt bleiben. Im Rahmen einer ko- 
ordinierten Politik sollte dabei jeder Mitgliedslaat 
auch den Problemen der Partnerländer Beachtung 
schenken und zur Lösung dieser Probleme beitragen. 
Besonderes Gewicht kommt in diesem Zusammen- 
hang einer besseren Verteilung der Investitionen in 
der Gemeinschaft zu. So ist es gerade in der Hoch- 
konjunktur angebracht, daß ein Teil der Unter- 
nehmensinvestitionen statt in den hochindustriali- 
sierten Gebieten, in denen eine starke Arbeits- 
kräfteknappheit herrscht, in Regionen mit Arbeits- 
kräftereserven vorgenommen wird. Dies hätte in 
mehrfacher Hinsicht Vorteile: Es würde dadurch die 
Arbeitslosigkeit verringert, die in bestimmten 
Regionen ein Hemmnis für eine energische Stabili- 
sierungspolitik darstellt. Außerdem ist dies ein 
Mittel gegen die wachsenden materiellen und psy- 
chologischen Schwierigkeiten, die eine Wanderung 
von Arbeitskräften in größerem Umfang aufwirft. 
Darüber hinaus würde dadurch ein besseres regio- 
nales Gleichgewicht in der Verteilung der produk- 
tiven Investitionen erreicht. Auch trügen Investi- 
tionen, die angesichts der konjunkturellen Anspan- 
nung sonst nicht mehr oder nur mit Verzögerung 
durchgeführt werden könnten, zur Vergrößerung 
des Angebots auf den Märkten bei. Aus dem letzt- 
genannten Grund ist es auch wünschenswert, daß 
insbesondere in den Ländern mit relativ niedriger 
Investitionsquote das Schwergewicht der Maßnah- 
men zur Bremsung der Nachfrage im Bereich der 
Konsumausgaben liegt. Die Wirtschaftspolitik sollte 

I dabei auf folgenden Leitlinien beruhen: 

I 1. Alle Mitgliedstaaten sollten im Jahre 1974 weiter 
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eine Politik verfolgen, die auf eine Dämpfung 
des Preisanstiegs ausgerichtet ist. Sie sollten zu 
diesem Zweck ihre Antiinflationsmaßnahmen 
fortführen und sie gegebenenfalls weiterent- 
wickeln, damit die Ausweitung der Gesamtnach- 
frage und der Nominaleinkommen in den Gren- 
zen der Kapazitätsausweitung gehalten wird. Es 
ist jedoch dabei darauf zu achten, daß durch die 
Maßnahmen die Lage der wirtschaftlich schwäch- 
sten Bevölkerungsgruppen, die schon jetzt sehr 
unter der Inflation zu leiden haben, nicht noch 
mehr verschlechtert wird. 

In allen Ländern erfordert der Kampf gegen die 
Inflation die gleichzeitige Anwendung aller wirt- 
schaftspolitischen Instrumente. Doch ist eine sorg- 
fältige Dosierung der verschiedenen Instrumente 
notwendig. Es könnte daher nur dann auf eine 
Verschärfung der im Sommer im Bereich der 
Geld- und Kreditpolitik auferlegten Beschrän- 
kungen verzichtet werden, wenn mit Hilfe der 
Haushaltspolitik eine deutlich stärkere Dämpfung 
der Gesamtnachfrage erreicht würde. 

In den Ländern, in denen die Arbeitslosenquote 
relativ hoch ist, d. h. in Irland und in Italien, ist 
darauf zu achten, daß die zur Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur notwendigen Investitionen 
nicht behindert werden. Die dafür erforderliche 
Selektivität der Wirtschaftspolitik sollte mehr im 
Rahmen steuerlicher Maßnahmen und ganz 
generell der Haushaltspolitik gewährleistet wer- 
den als durch die Geld- und Kreditpolitik. 

2. In der öffentlichen Finanzpolitik ist im kommen- 
den Haushaltsjahr in Übereinstimmung mit 
Punkt 4 der Entschließung des Rates vom 14. Sep- 
tember 1973 das Wachstumstempo der Ausgaben 
in den Haushaltsplänen aller Mitgliedstaaten zu 
drosseln. Der Ausgabenanstieg des Zentralstaates 
soll 1974 generell niedriger sein als die voraus- 
sichtliche Zunahme im Jahre 1973. In den Län- 
dern, in denen die Haushaltsausgaben in den 
letzten beiden Jahren weniger rasch Zunahmen 
als das nominale Bruttosozialprodukt, sollte er in 
jedem Fall auch 1974 unter dem voraussichtlichen 
Zuwachs des nominalen Bruttosozialprodukts 
liegen. Sollte sich eine entsprechende Bremsung 
des Ausgabenanstiegs als unmöglich erweisen, 
wäre eine Erhöhung der Steuerbelastung in Be- 
tracht zu ziehen, die in erster Linie bei den direk- 
ten Steuern ansetzen sollte. In einigen Ländern 
könnte dies unter anderem durch den Verzicht 
auf eine Milderung der Einkommensteuerpro- 
gression erreicht werden. Es ist jedoch erwünscht, 
daß sich die Stabilisierungsbemühungen der 
öffentlichen Hand in erster Linie auf die Aus- 
gaben erstrecken, insbesondere in den Ländern 
mit der höchsten Steuerbelastung. In der der- 
zeitigen Lage könnten Steuererhöhungen hier 
nämlich neue Einkommensforderungen auslösen 
und sich damit direkt oder indirekt auf das Preis- 
niveau auswirken. Eine strikte Haushaltspolitik 
sollte allgemein zu einer Verbesserung der Haus- 
haltssalden führen, sei es, daß Defizite verringert 
oder Überschüsse gebildet würden. In Irland und 
Italien sollten die 1973 von der Haushaltspolitik 


ausgehenden Konjunkturimpulse schrittweise 
verringert werden, so daß eine weitere Ver- 
schlechterung des Haushaltsdefizits im Jahre 1974 
vermieden wird. 

Die Defizite der öffentlichen Haushalte selten 
durch langfristige Finanzierungsmittel gedeckt 
werden. In Irland und Italien, wo die Defizite 
1973 in besonders starkem Maße monetär finan- 
ziert werden, scheint eine fühlbare Einschrän- 
kung dieser Finanzierungsart unerläßlich. Die 
Politik der Stillegung von Liquidität durch die 
öffentlichen Kassen sollte in den Mitgliedstaaten, 
in denen sie bereits erfolgte, fortgeführt und 
wenn möglich auch von anderen Mitgliedstaaten 
praktiziert werden. 

Außerdem ist es wichtig, daß die Gemeinden und 
andere öffentliche Verwaltungen ihre Finanz- 
gebarung den Erfordernissen der Inflations- 
bekämpfung anpassen. Gegebenenfalls sollte der 
Zentralstaat die ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel einsetzen, um ihre Mitwirkung dafür zu 
gewinnen. 

3. Im Bereich der Geld- und Kreditpolitik sollten 
die Maßnahmen in Anwendung der Entschließun- 
gen des Rates vom 5. Dezember 1972 und vom 
14. September 1973 fortgesetzt und in denjenigen 
Mitgliedstaaten, in denen das Wachstumstempo 
der Geldmenge immer noch zu rasch ist, weiter 
verschärft werden. Insbesondere ist die über- 
mäßige Ausweitung der Bankkredite zu bremsen. 
Dabei sollte dem Konsumentenkredit sowie den 
Krediten für Bauten und Immobiliengeschäfte be- 
sondere Aufmerksamkeit gewidmet werden. 

Die Aufrechterhaltung eines hohen Zinsniveaus 
ist weiter notwendig. Doch bedarf die Zinspolitik 
einer engen Koordinierung innerhalb der Ge- 
meinschaft und soweit wie möglich auch mit den 
wichtigsten Industrieländern außerhalb der Ge- 
meinschaft, um ein neues üngleichgewicht auf 
den Devisenmärkten zu vermeiden. 

üm ausreichende Anreize für die Ersparnis- 
bildung zu schaffen, sollten die Finanzinstitute 
bei den Habenzinsen die Geldentwertung stärker 
berücksichtigen. Daneben sind andere Methoden 
der Sparförderung, namentlich im Bereich der 
Besteuerung, in Betracht zu ziehen. 

Eine effiziente restriktive Geldpolitik erfordert, 
daß die Mitgliedstaaten konzertiert ihre 
Aktionen zur Abwehr unerwünschter Liquiditäts- 
zuflüsse aus dem Ausland fortsetzen, ünter üm- 
ständen könnte es sogar notwendig werden, die 
Maßnahmen zur Regulierung der internationalen 
Finanzströme und zur Neutralisierung ihrer Aus- 
wirkungen auf die Inlandsliquidität zu ver- 
stärken. Eine schrittweise Harmonisierung der 
derzeit von den Mitgliedstaaten gegenüber Dritt- 
ländern angewandten Kontrollen ist wünschens- 
wert. Sie würde es erlauben, erneut die Liberali- 
sierung der Kapitalbewegungen innerhalb der 
Gemeinschaft in Angriff zu nehmen. 

4. Die konjunkturpolitischen Maßnahmen sollten 
im Hinblick auf die langfristige Entwicklung so 
konzipiert und durchgeführt werden, daß die 
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großenteils auf die Dauer und die Intensität des 
Inflationsprozesses zurückzuführende Fehlleitung 
von Ressourcen korrigiert wird. 

Die ausgeprägte Knappheit an Arbeitskräften in 
den am stärksten entwickelten Regionen der Ge- 
meinschaft sollte zu konkreten Maßnahmen zu- 
gunsten der weniger entwickelten Gebiete, in 
denen noch Arbeitslosigkeit besteht, und damit 
zu einer Verlagerung eines Teils der neuen In- 
vestitionen in die Gebiete mit Unterbeschäfti- 
gung führen. Das erfordert nicht nur die Beseiti- 
gung von Hemmnissen im Kapitalverkehr, son- 
dern auch die Schaffung einer zur Aufnahme der 
Investitionen geeigneten Struktur, namentlich auf 
dem Gebiet des Verwaltungs-, Finanz- und 
Transportwesens. 

Die Versorgungsschwierigkeiten, die kürzlich bei 
Grundstoffen, Energieprodukten und landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen aufgetreten sind, ver- 
deutlichen die Notwendigkeit, nicht nur einen 
Gesamtüberblick über die Marktlage und die 
mittelfristigen Markttendenzen zu erstellen, son- 
dern auch auf Gemeinschaftsebene gemeinsame 
Maßnahmen vorzubereiten, die kurzfristig in 
Kraft gesetzt werden können, wenn neue Man- 
gellagen entstehen. 

Die Abschwächung des Wettbewerbs, die für eine 
teilweise von der Nachfrage her bestimmte In- 
flation charakteristisch ist, dürfte es ermöglichen, 
auch solche Bereiche in den innergemeinschaft- 
lichen Handel einzubeziehen, die bis heute noch 
durch unterschiedliche einzelstaatliche Regelun- 
gen geschützt bleiben. Um den Wettbewerb zu 
fördern, wäre es im übrigen angebracht, wenn 
sich die Verbraucher leichter in anderen Mit- 
gliedstaaten versorgen könnten. Außerdem soll- 
ten die Bemühungen um eine Rationalisierung 
der Absatzwege fortgesetzt werden. 

5. Mehrere Mitgliedstaaten haben 1972 und 1973 
ihr preispolitisches Instrumentarium ausgebaut. 
Wenn auch die Preispolitik die grundlegenden 
Ursachen der Inflation nicht beseitigen kann, so 
können unter den gegenwärtigen Umständen 
direkte Interventionen in der Preisbildung nütz- 
lich sein. Die Ergebnisse der derzeitigen Experi- 
mente auf diesem Gebiet müssen aufmerksam 
verfolgt werden. Es wäre im übrigen nützlich, 
eine größere Publizität über die Preise der wich- 
tigsten Verbrauchsgüter zu schaffen. 

6. Da der Kampf gegen die Inflation nur dann Er- 
folg haben kann, wenn alle am Wirtschaftsleben 
Beteiligten, d. h. der Staat, die anderen öffent- 
lichen Verwaltungen, die Arbeitnehmer, die 
Unternehmer und die übrigen sozialen Gruppen, 
ihren Beitrag dazu leisten, ist es notwendig, auf 
allen Ebenen eine Aufklärungsaktion über die 
nachteiligen wirtschaftlichen und sozialen Folgen 
anhaltender übermäßiger Preissteigerungen zu 
führen. 

B. Leitlinien für die einzelnen Länder 

In Dänemark dürfte die wirtschaftliche Entwicklung 

in den nächsten Monaten weiterhin durch einen 


raschen Anstieg der Einkommen und der Inlands- 
nachfrage sowie durch anhaltende inflationäre Span- 
nungen und ein erhebliches Defizit in der laufenden 
Zahlungsbilanz gekennzeichnet sein. 

Unter diesen Umständen sollte die Wiedergewin- 
nung des Gleichgewichts vorrangiges Ziel der Wirt- 
schaftspolitik sein und der von den Behörden einge- 
schlagene restriktive Kurs fortgesetzt, wenn nicht 
sogar noch verschärft werden. 

Im Bereich der Haushaltspolitik sollte der Über- 
schuß des Zentralstaates im Haushaltsjahr 1974/1975 
zumindest auf dem gleichen Niveau gehalten wer- 
den wie im vorangegangenen Haushaltsjahr. Da die 
Steuerlast bereits beträchtlich ist, sollten dafür 
hauptsächlich die Ausgaben gebremst werden. Das 
setzt voraus, daß die realen Leistungen des Zentral- 
staates nur noch schwach zunehmen. Die Gemein- 
den, deren Ausgaben in den letzten Jahren noch 
schneller als diejenigen des Zentralstaates gewach- 
sen sind, sollten durch eine sehr straffe Haushalts- 
führung ebenfalls ihren Beitrag zur Bekämpfung 
der Inflation leisten. 

Die Geld- und Kreditpolitik sollte die Ausweitung 
der Inlandsliquidität weiter unter strenger Kontrolle 
halten. In diesem Zusammenhang ist es wichtig, 
daß die energische Aktion zur Begrenzung der 
Bankenliquidität fortgeführt und die Kreditplafon- 
dierung beibehalten wird. Dabei sollte jedoch eine 
gewisse Selektivität zugunsten der Investitionen 
der Unternehmen gewahrt werden. 

In der Bundesrepublik Deutschland kommt es dar- 
auf an, den zur Zeit sehr kräftigen und von starken 
inflationären Spannungen begleiteten konjunkturel- 
len Aufschwung in ruhigere Bahnen zu lenken. Der 
Abbau der Ubernachfrage, der durch die in der 
ersten Hälfte 1973 getroffenen Maßnahmen einge- 
leitet wurde, sollte im kommenden Jahr voll zur 
Geltung gebracht werden. 

Die getroffenen Stabilitätsmaßnahmen - insbeson- 
dere Besteuerung der höheren Einkommen, Investi- 
tionen der Unternehmen und des Wohnungsbaus, 
geld- und kreditpolitische Restriktionen und Auf- 
wertung der Mark - sollten durch eine strenge Be- 
grenzung der Haushaltsausgaben im Jahre 1974 er- 
gänzt werden. Es ist notwendig, daß der Bund und 
die Länder in ihrer Gesamtheit einen Nettofinan- 
zierungsüberschuß von mindestens 2 Milliarden DM 
erwirtschaften, verglichen mit einem Defizit von 
2 Milliarden DM im Haushaltsjahr 1973. Da die Ein- 
nahmen voraussichtlich erheblich wachsen werden, 
könnte dies ohne neue Steuererhöhung erreicht 
werden. Die Ausgabenausweitung des Bundes sollte 
in keinem Fall 10,5 v. H. übersteigen, und die der 
Länder sollte bei dieser Ziffer liegen. Das bedeutet 
für die Länder eine deutliche Verlangsamung ihrer 
Ausgaben im Vergleich zu 1973. Dabei ist zu ver- 
meiden, daß es bei einer eventuellen Neuverteilung 
des gemeinsamen Steueraufkommens zugunsten der 
Länder im Jahre 1974 zu einem zusätzlichen Aus- 
gabenanstieg kommt. 

Die Bundesbank sollte in den kommenden Monaten 
an dem deutlich restriktiven Kurs ihrer Geld- und 
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Kreditpolitik festhalten, um die anhaltende Aus- 
weitung der nominalen Nachfrage durch eine wei- 
tere Verlangsamung des Anstiegs des Geld- und 
Quasi-Geldvolumens insgesamt zu bremsen. Dabei 
sollte allerdings den Erfordernissen Rechnung ge- 
tragen werden, die für ein gutes Funktionieren des 
gemeinschaftlichen Wechselkurssystems grund- 
legend sind. Die Politik zur Eindämmung der Liqui- 
dität in der Wirtschaft sollte gegebenenfalls von 
der öffentlichen Hand durch Ausgabe neuer An- 
leihen über ihren Finanzierungsbedarf hinaus unter- 
stützt werden. Die hieraus resultierenden Einnah- 
men wären bei der Bundesbank stillzulegen. 

Es ist notwendig, daß die Stabilisierungsbemühun- 
gen schnell zu Ergebnissen führen, wenn eine Ver- 
stärkung der Inflationserwartungen und eine Ver- 
schlechterung des sozialen Klimas vermieden wer- 
den soll. 

In Frankreich besteht die Gefahr, daß die durch die 
sehr schnelle Entwicklung der Gesamtnachfrage ver- 
ursachten inflationären Spannungen 1974 anhalten 
werden. Weiterhin fühlbar im Bereich der wichtig- 
sten gesamtwirtschaftlichen Nachfrage-Angebots- 
beziehungen werden sie besonders den Arbeits- 
markt berühren. Der Anstieg der Einkommen und 
damit der Kosten wird lebhaft bleiben. 

Die Bemühungen der Behörden, die Inflation unter 
Kontrolle zu bringen, sollten fortgesetzt und sogar 
noch verstärkt werden, wobei weiter vor allem die 
haushalts- sowie die geld- und kreditpolitischen In- 
strumente eingesetzt werden sollten. Auf dem Ge- 
biet der Haushaltspolitik sollte der Anstieg der 
Ausgaben des Zentralstaates wie in den Vorjahren 
unter demjenigen des wertmäßigen Bruttosozialpro- 
dukts bleiben und 12,5 v. H. in der Abgrenzung des 
Haushaltsgesetzes bzw. 10,5 v. H. nach der Defini- 
tion des Haushaltsvollzuges nicht überschreiten. 
Vor allem das Wachstum der laufenden Ausgaben 
sollte gedämpft werden. Es ist erwünscht, daß der 
Haushalt 1974 so ausgeführt wird, daß sich auf 
Kassenbasis ein Uberschuß von rund 2 Milliarden 
Franken ergibt. Der Uberschuß wäre bei der Banque 
de France stillzulegen. 

Falls die inflationären Spannungen nicht genügend 
nachlassen, sollten im Bereich der direkten Besteue- 
rung zusätzliche Einnahmen erschlossen werden. 

Im Bereich der Geld- und Kreditpolitik sollte die 
Expansion der Inlandsliquidität weiter gedämpft 
werden. Im Rahmen einer auf die Begrenzung der 
Bankkredite ausgerichteten Politik sollte ganz be- 
sondere Beachtung der Bremsung der Verbraucher- 
und der Hypothekenkredite gewidmet werden. 
Außerdem wäre zum Schutz der Ersparnisse gegen 
eine Aushöhlung ihrer Kaufkraft eine weitere An- 
hebung der Zinsen für Spareinlagen wünschens- 
wert. 

Die Rückkehr zu einer ausgewogenen Wirtschafts- 
entwicklung würde sehr erleichtert, wenn die Sozial- 
partner sich der in der gegenwärtigen Kosten- und 
Preistendenz liegenden Gefahren bewußt würden 
und die Behörden aktiv mitwirkten, der Stabilisie- 
rungspolitik zum Erfolg zu verhelfen. 


In Irland dürfte dank der starken Zunahme der In- 
lands- und Auslandsnachfrage die derzeit zu beob- 
achtende Expansion in den kommenden Monaten in 
hohem Tempo anhalten und zu einer weiteren Er- 
höhung des Auslastungsgrades der Produktions- 
kapazitäten führen. Gleichzeitig dürften Preise und 
Kosten schnell steigen. 

Unter diesen Umständen wird die Hauptaufgabe der 
irischen Behörden darin bestehen, das Wachstum 
der Nachfrage zu mäßigen und den Inflationsdruck 
zu verringern. Die Preisüberwachung und die steuer- 
liche Entlastung der Lebensmittel werden einer Ver- 
langsamung des Preisauftriebs zwar förderlich sein, 
doch setzt diese auch eine weniger expansive Haus- 
halts-, Geld- und Kreditpolitik sowie eine Mäßigung 
der Forderungen der Sozialpartner voraus. 

Insbesondere sollte der Nettofinanzierungssaldo für 
das Haushaltsjahr 1974/1975 weniger rasch an- 
steigen als der für das laufende Haushaltsjahr vor- 
gesehene. Dafür sollte das Wachstumstempo der 
öffentlichen Ausgaben gebremst und - namentlich 
durch die Heranziehung gewisser zur Zeit steuer- 
befreiter Einkommen - eine Erhöhung der Steuer- 
last in Erwägung gezogen werden. Obwohl ein 
großer Teil des Haushaltsdefizits auf erhebliche 
Kapitalausgaben zurückzuführen ist, müßte eines 
der vorrangigen Ziele der Haushaltspolitik eine 
schrittweise Senkung der monetären Finanzierung 
dieses Defizits sein. 

Im Bereich der Geld- und Kreditpolitik wäre es not- 
wendig, die noch sehr lebhafte Zunahme der In- 
landsliquidität zu begrenzen. Die Kreditgewährung 
sollte strenger und gleichzeitig selektiver gehand- 
habt werden, indem der Anstieg der persönlichen 
und spekulativen Charakter tragenden Kredite ge- 
bremst und die Finanzierung derjenigen Investi- 
tionen begünstigt wird, die eine Verbesserung der 
Wirtschaftsstruktur zum Ziele haben. 

In Italien hat sich die Konjunkturerholung seit dem 
Frühjahr deutlich verstärkt; die Beschäftigungslage 
hat sich verbessert. Der bereits sehr schnelle Preis- 
auftrieb hat sich im ersten Halbjahr noch beschleu- 
nigt. Unter diesen Umständen sollte die Wirtschafts- 
politik weniger auf eine Unterstützung des Kon- 
junkturaufschwungs als auf die Inflationsbekämp- 
fung abzielen, zumal in einigen Sektoren die Kapa- 
zitätsgrenzen bereits erreicht worden sind. Es muß 
jedoch darauf geachtet werden, daß die Investi- 
tionen im Bereich der Infrastruktur und in der Indu- 
strie in ihrem Wachstum nicht beeinträchtigt 
: werden. 

j Hierbei sollte die Haushaltspolitik die Hauptrolle 
! übernehmen. Der Nettofinanzierungssaldo des Zen- 
I tralstaates einschließlich des Defizits der Öffent- 
; liehen Regiebetriebe (aziende autonome), der na- 
1 mentlich durch die Reform der indirekten Besteue- 
j rung stark aufgebläht wurde und 1973 auf Kassen- 
I basis rund 7000 Milliarden Lire erreichen dürfte, 

' sollte 1974 nicht weiter zunehmen. Zu diesem Zweck 
wäre es erforderlich, das Wachstum der Ausgaben 
: des Zentralstaates auf 9 v. H. zu begrenzen, ver- 
i glichen mit einer Zunahme von voraussichtlich rund 
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27,5 V. H. im Jahre 1973. Wenn irgend möglich, 
sollte in erster Linie der Anstieg der konsum- 
bezogenen Ausgaben gedämpft werden. Darüber 
hinaus könnte eine gewisse Erhöhung der steuer- 
lichen Belastung notwendig werden. Auf jeden Fall 
müßte dafür gesorgt werden, daß es zu keiner Ver- 
langsamung des Einnahmenwachstums infolge der 
Reform der indirekten Besteuerung kommt. Das 
Finanzierungsdefizit sollte in steigendem Maße 
durch nichtmonetäre Mittel gedeckt werden. 

Die Geld- und Kreditpolitik sollte darauf abzielen, 
die Uberliquidität der privaten Haushalte, die ein 
wichtiges Inflationspotential darstellt, zunehmend 
abzubauen. Der hieraus resultierende Anstieg der 
Zinssätze dürfte dazu beitragen, den Lirakurs zu 
stabilisieren und so die Verteuerung der Importe zu 
mildern. Die zu erwartende rasche Zunahme des 
langfristigen Finanzierungsbedarfs nicht nur im Be- 
reich der öffentlichen Verwaltung, sondern auch in 
dem der Unternehmungen läßt Maßnahmen als wün- 
schenswert erscheinen, die geeignet sind, das lang- 
fristige Sparen anzuregen und das Angebot an 
Risikokapital zu vergrößern. Die seit geraumer Zeit 
geplante Zulassung italienischer Investmentfonds 
könnte hierfür ein geeignetes Mittel darstellen. 

Die Stabilisierungsmaßnahmen sollten durch eine 
aktive Preispolitik sowie durch eine energische 
Rationalisierung des Verteilungssektors unterstützt 
werden. 

In den Niederlanden dürften die Beanspruchung des 
Produktionsapparates und der Kostenanstieg 1974 
insgesamt recht groß bleiben, zumal trotz der am 
17. September 1973 erfolgten Aufwertung des 
Guldens um 5 v. H. von der Weltkonjunktur weiter- 
hin gleichgewichtsstörende Kräfte ausgehen 
könnten. 

Unter diesen Umständen müssen die Bemühungen 
der Behörden fortgesetzt werden, die Inflations- 
spirale mittels einer wirksameren Einkommenspoli- 
tik zu brechen; eine derartige Aktion wäre auch 
geeignet, die teils strukturelle, teils mit dem An- 
halten der starken Inflationstendenzen in den letz- 
ten Jahren verbundene Arbeitslosigkeit zu vermin- 
dern. Die entsprechenden einkommenspolitischen 
Bemühungen könnten durch eine Begrenzung der 
Zunahme der steuerlichen und steuerähnlichen 
Lasten erleichtert werden, die in den letzten Jahren 
fühlbar zum Preisauftrieb beigetragen haben. 

Außerdem ist es nötig, das Finanzierungsdefizit 
1974 auf Kassenbasis auf 1,5 Milliarden Gulden zu 
begrenzen. Dies setzt voraus, daß namentlich durch 
die Aufstellung einer strikten Prioritätsskala für die 
Transferzahlungen an private Haushalte und an 
Unternehmungen und durch eine Begrenzung des 
Anstiegs der Zahl der öffentlichen Bediensteten das 
Ausgabenwachstum des Zentralstaates im Jahre 
1974 10 V. H. nicht überschreitet. Eine etwas expan- 
sivere Haushaltspolitik dürfte nur in Betracht ge- 
zogen werden, wenn sich die Beschäftigungslage 
nach der Aufwertung des Gulden nicht bessern 
würde. 

Das während des ersten Halbjahres beobachtete zu 


schnelle Wachstum der Inlandsliquidität sollte ge- 
mäßigt werden. Dazu wird es notwendig sein, die 
von den Behörden im Sommer angekündigten Maß- 
nahmen, die auf die Stillegung eines wachsenden 
Teils der Mittel der Banken abzielen, strikt durch- 
zuführen. Die Abbremsung des Wachstumstempos 
der Geldversorgung könnte durch eine geeignete 
Handhabung der öffentlichen Verschuldung unter- 
stützt werden. 

In Belgien gibt die im Jahre 1974 zu erwartende 
kräftige Nachfrageausweitung zu der Befürchtung 
Anlaß, daß die starken inflationären Spannungen 
trotz der restriktiven Maßnahmen, die von der 
Regierung im Rahmen einer konzertierten Aktion 
mit den Sozialpartnern ergriffen worden sind, an- 
halten werden. Es ist daher wichtig, nicht nur die im 
Sommer in Kraft gesetzten Maßnahmen strikt durch- 
zuführen, sondern auch dafür Sorge zu tragen, daß 
sie notfalls rasch verstärkt werden können. 

Damit sich die Preis- und Kostenentwicklung bald 
abschwächt, müßten die von den öffentlichen Finan- 
zen ausgehenden Impulse deutlich gemildert wer- 
den. Deshalb sollte die Zunahme der Staatsausgaben 
unter Festlegung strenger Prioritäten gebremst wer- 
den. Die zu ergreifenden Maßnahmen sollten sich in 
ein kohärentes mittelfristiges Konzept einfügen. Es 
kommt vor allem darauf an, die weniger dringenden 
Ausgaben zu begrenzen und damit soweit wie mög- 
lich die Verbesserung der Infrastruktur sowie die 
Durchführung der für eine zunehmende Beseitigung 
der strukturellen Arbeitslosigkeit geeigneten Pro- 
jekte zu gewährleisten. Insgesamt sollten die Aus- 
gaben des Zentralstaates'®) 1974 um höchstens 
10 V. H. zunehmen und der Nettofinanzierungssaldo, 
der für 1973 auf 95 Milliarden Franken vorausge- 
schätzt wird, auf mindestens 83 Milliarden Franken 
zurückgeführt werden. Uber den automatischen An- 
stieg der Steuereinnahmen hinaus könnte es not- 
wendig werden, die Sätze bestimmter direkter 
Steuern anzuheben. 

Im Bereich der Geld- und Kreditpolitik dürfte die 
Verschärfung der Bestimmungen, namentlich hin- 
sichtlich der Rediskont- und Bankvisaplafonds sowie 
der Liquiditätsreserve der Banken, dazu beitragen, 
die Ausweitung der Inlandsliquidität merklich zu 
dämpfen, vorausgesetzt, daß diese Regelungen 
flexibel der jeweiligen Lage angepaßt werden. Diese 
Aktion könnte indes unzulänglich sein, sofern sie 
nicht durch solche Finanzierungsmodalitäten für das 
Staatsdefizit ergänzt wird, die ebenfalls die Aus- 
weitung der Geldversorgung bremsen. 

In Luxemburg dürfte insbesondere wegen der vor- 
aussichtlich mäßigeren Nachfrage nach Eisen und 
Stahl der Expansionssatz im Jahre 1974 sinken, aber 
doch befriedigend bleiben. Namentlich im Bausektor 
wird es weiterhin Spannungen geben. Die Preise 
dürften nach wie vor anziehen. 

Eine vorsichtige Handhabung der öffentlichen Aus- 
gaben und der Anpassung der Steuertarife an die 

1^) Einschließlich der Ausgaben außerhalb des Budgets 
und derjenigen der Sonderfonds 
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Preisentwicklung scheint geboten. In jedem Fall 
sollten die Ausgaben nur um höchstens 12,5 v. H. 
steigen und der Haushalt im Gleichgewicht abschlie- 
ßen. Im übrigen sollten die im Bereich des Ver- 
braucher- und Bankkredits sowie der Preise einge- 
führten Beschränkungen beibehalten werden. 

Im Vereinigten Königreich haben Wirtschaftstätig- 
keit und Beschäftigung im ersten Halbjahr 1973 be- 
trächtlich zugenommen. Doch sind die Inflationsten- 
denzen sehr kräftig geblieben. 

Die Wirtschaftspolitik sollte deshalb in erster Linie 
darauf ausgerichtet sein, die Ungleichgewichte abzu- 
mildern, die auf den meisten Märkten aufgetreten 
sind, und gleichzeitig dahin zielen, einen größeren 
Teil der Inlandsressourcen auf den Export und die 
Investitionen in der Industrie hinzuleiten. Da der 
Grad der Kapazitätsauslastung höher geworden ist, 
ist dieses Ziel nur erreichbar, wenn der Anstieg des 
privaten Verbrauchs und der Staatsausgaben be- 
grenzt wird. Dies impliziert die Aufrechterhaltung 
einer aktiven Preis- und Einkommenspolitik im 
Rahmen einer engen Konzertierung zwischen den 
Behörden und den verschiedenen wirtschaftlichen 
und sozialen Gruppen. 

Die Haushaltspolitik, die während der letzten zwei 
Jahre stark expansiv gewesen war, sollte deutlich 
restriktiv gestaltet werden. Die gesamten Ausgaben 
des Zentralstaats (mit Ausnahme der Kredite und 
Vorschüsse) sollten im Steuerjahr 1974/1975 wesent- 
lich schwächer wachsen als das nominale Brutto- 
sozialprodukt (10 bis 11 V. H.). Die laufenden Aus- 
gaben sollten nur stark verlangsamt steigen; die 
Kapitaltransfers an die nachgeordneten Gebiets- 
körperschaften, an die Institutionen des Öffentlichen 
Rechts und an den privaten Sektor sollten gekürzt 
werden. Die nachgeordneten Gebietskörperschaften 
sollten ebenfalls eine den Ausgabenanstieg brem- 
sende Politik verfolgen. 

Im Haushaltsjahr 1974/1975 wird der 1973 im An- 
schluß an die Einführung der Mehrwertsteuer auf- 
getretene Ausfall von Steuereinnahmen in Höhe 
von rund 700 Millionen £ sich nicht mehr ergeben; 
unter Berücksichtigung des unter anderem damit 
zusammenhängenden beschleunigten Anstiegs des 
Steueraufkommens dürfte der Haushalt (mit Aus- 
nahme der Kredite und Vorschüsse) 1974/1975 nicht 
mehr wie voraussichtlich im laufenden Haushalts- 
jahr mit einem Defizit, sondern mit einem beträcht- 
lichen Überschuß abschließen. 


i Trotz der Maßnahmen der zuständigen Behörden, 
! namentlich der Erhöhung des Sonderdepots (special 
I deposits) der Banken und der kräftigen Anhebung 
I des Mindestsatzes der Bank of England (minimal 
lending rate), hat sich die Geldversorgung weiterhin 
sehr stark ausgeweitet. Deshalb sollte die restrik- 
tive Geld- und Kreditpolitik fortgesetzt und ein 
relativ hohes Zinsniveau beibehalten werden. Diese 
; Politik ist auch erforderlich, um das Pfund Sterling 
I auf den Devisenmärkten zu stärken. 


Schlußfolgerungen 

I 

Die Wirtschaftstätigkeit wird 1974 in der Gemein- 
schaft sehr lebhaft sein. Der Lebensstandard wird 
sich erneut und stark erhöhen. Die Beschäftigung 
wird sich weiterhin zufriedenstellend entwickeln. 
Doch wird 1974 das fünfte Jahr mit schwerwiegen- 
den inflationären Spannungen werden. 

Zahlreiche Initiativen zur Inflationsbekämpfung 
wurden in der Gemeinschaft ergriffen. Sie haben 
bisher nicht dazu geführt, den Preisauftrieb unter 
Kontrolle zu bringen. Er ist nach wie vor alarmie- 
rend. 

Will man das gesetzte Ziel nicht aufgeben und die 
wirtschaftlich, sozial und politisch schädlichen 
Folgen der Inflation nicht akzeptieren, dann muß 
der Kampf gegen die Inflation verschärft werden. 

Hierfür müssen die zuständigen Stellen in den Mit- 
gliedsländern alle verfügbaren Instrumente in über- 
: einstimmender Weise und unter Wahrung der ge- 
, meinschaftlichen Solidarität einsetzen. Die verschie- 
! denen wirtschaftlichen und sozialen Gruppen müs- 
: sen ihrerseits zum Kampf gegen die Inflation mit 
einer Mäßigung ihrer Einkommens- und Preisforde- 
rung beitragen. 

In dem Maße, in dem der Kampf gegen die Inflation 
, fortgesetzt und verstärkt wird, muß einer gerechten 
i Aufteilung der Lasten und kurzfristig erforderlichen 
Opfer, die notwendig sind, um die Zukunft der 
Gemeinschaft und die Verwirklichung der Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu sichern, zunehmen- 
de Beachtung gewidmet werden. 

Geschehen zu Brüssel am 9. November 1973 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
gez. J. Norgaard 
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Anhang 


Tabelle 1 


Höher- oder Niedrigerbewertung (-) der Währungen der wichtigsten Industrieländer am 30. August 1973 

(Abweichungen in v. H. von den am 20. Dezember 1971 festgesetzen Paritäten) 



In US-Dollar 

D. Kr. 

20,2 

D.M. 

31,9 

F. F. 

19,1 

LIT. 

2,9 

H. Fl. 

21,2 

F.B./F. L. 

19,5 

£ / Ir. £ 

-5,5 

$ USA 

— 

Yen 

16,1 


Abweichungen gewichtet nach der geographischen 
Struktur der Ausfuhren (in ausländischer Währung) 

Außerhalb 


EWG 

der EWG 

Gesamt 

4,93 

^ ^ M5 

" 7^ 

15,74 

18,35 

17,15 

1,27 

8,13 

4,47 

-15,77 

-5,94 

-10,62 

1,01 

10,21 

3,73 

-1,14 

9,32 

1,67 

-21,47 

-13,19 

-15,21 

-11,74 

7,25 

-8,41 

2,49 

9,73 

9,03 


Tabelle 2 


AUSFUHREN 

(Veränderungen gegenüber dem Vorjahr in v. H. der Ausfuhrwerte, in nationalen Währungen) 




1971 

1972 

1973 22) 



I. Halbjahr 

II. Halbjahr 

1. Halbjahr 

II. Halbjahr 

I. Halbjahr 

Dänemark 

Welt 

9,1 

7,7 

15,2 

”1^3 

^ ^ 4^ ^ 


EWG 

6,5 

7,8 

10,9 

16,5 

(32,9) 

Bundesrepublik 

Welt 

”ll7 ' 

5,7 

“7,4” ~ 

” " rr,7” 

18,9 

Deutschland 

EWG 

12,4 

6,1 

8,3 

12,6 

19,2 

Frankreich 

WelF 

”15^6 

18,9 

18,7 ’ 

15,0~ 

■ ‘■(19,0)“ 


EWG 

13,9 

19,4 

21,1 

13,1 

(16,6) 

Irland 

^Welt" 

22^ ' 

2iT 

13,3 " " 

30T5 

36,7 


EWG 

-7,3 

1,6 

10,8 

11,7 

(18,9) 

Italien 

Welt 

U,S 

14,9 “ 

18,0" 

13,4 

6,3 


EWG^ö) 

17,7 

17,5 

21,3 

14,1 

(2,0) 21) 

Niederlande ^®) 

Welt 

16,3 

13,1 

ILO 

15,6 ” 

(17,9) 


EWG 

17,1 

16,9 

13,5 

10,2 

(20,2) 

BLWU ^ 

^eÜ 

4,3” 

4,r 

13,0 

14,0~ 

120,4) 


EWG 

1,4 

6,9 

15,5 

14,2 

(33,1) 

Vereinigtes 

Welt 

10,^ 

l7,5" 

9,0' 

3,5 

22,8 

Königreich 

EWG 

10,2 

15,2 

10,9 

10,2 

30,5 


10) ohne Irland und Dänemark 

20) ohne BLWU 

21) Januar bis Mai 

22) Die eingeklammerten Zahlen sind Schätzungen der Dienststellen der Kommission. 
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Tabelle 3 


Anlageinvestitionen in v. H. des Brutto-Sozial-Produkts zu Marktpreisen 


Land 

Investitionen 
der Unternehmen 
(ohne Wohnungsbau) 

Wohnungsbau 


Investitionen 
der öffentlichen Hand 

Anlageinvestitionen 

insgesamt 


1965 



1965 



1965 



1965 




bis 1970 

1971 

1972 

bis 1970 

1971 

1972 

bis 1970 

1971 

1972 

bis 1970 

1971 

1972 

Dänemark 

12,2 

11,3 

10,9 

4,6 

4,7 

5,4 

4,8 

5,7 23) 

5,2 23) 

21,6 

21,7 

21,5 

Bundesrepublik Deutschland 

15,0 

16,7 

15,7 

5,8 

5,9 

6,5 

4,1 

4,1 

3,7 

24,9 

26,7 

25,9 

Frankreich 

14,8 

15,7 

15,9 

6,9 

6,7 

6,8 

3,3 

3,2 

3,2 

25,0 

25,6 

25,9 

Irland 

12,1 

13,5 

13,2 

3,8 

4,5 

3,8 

4,2 

4.4 

4,7 

20,1 

22,4 

21,7 

Italien 

10,8 

11,7 

12,2 

6,5 

5,9 

5,6 

2.4 

2,3 

1,5 

19,7 

19,9 

19,3 

Niederlande 

15,0 

14,5 

12,8 

5,3 

5,7 

6,2 

4,8 

4,8 

4,2 

25,1 

25,0 

23,2 

Belgien 

12,7 

12,5 

12,0 

5,9 

5,1 

4,9 

3,1 

4.0 

4,2 

21,7 

21,6 

21,1 

Luxemburg 

13,0 

- 

15,4 

8,9 

- 

9,8 

4,1 

- 

5,6 

26,0 

- 

30,8 

Vereinigtes Königreich 

10,0 

10,1 

9,9 

3,4 

2,9 

3,1 

4,7 

4,7 

4,7 

18,1 

17,7 

17,7 


-3) einschließlidi öffentlicher Unternehmen 




